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Bonn, den 29. Februar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Luftverkehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2570 — 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit den Herren Bundes- 
ministern der Verteidigung und für Gesundheitswesen wie 
folgt beantwortet: 


1. Von welcher grundsätzlichen Analyse der Verkehrsentwicklung 
in der Luft geht der Gesamtverkehrsplan aus, der den Ausbau 
von nur vier Cuoßflughäfen (ohne Berlin) vorsieht? 


Der Beurteilung des künftigen Verkehrsaufkommens auf den 
deutschen Verkehrsflughäfen, die an den Linienverkehr ange- 
schlossen sind, legt die Bundesregierung die von sachverstän- 
diger Seite erarbeiteten Prognosewerte zugrunde, die gegen- 
über dem Jahre 1966 bis zum Jahre 1972 eine Steigerung des 
Fluggastaufkommens (ohne Transitverkehr) auf mehr als das 
Doppelte, d. h. auf 35 Millionen bis 39 Millionen Fluggäste, und 
bis zum Jahre 1977 auf das Vier- und Fünffache, d. h. auf 58 Mil- 
lionen bis 71 Millionen Fluggäste, voraussehen. Diese Verkehrs- 
entwicklung macht bei allen Verkehrsflughäfen eine ständige 
Anpassung der Abfertigungsanlagen und der Start- und Lande- 
bahnsysteme an die gesteigerten Anforderungen notwendig. 
Die hierfür erforderlichen Investitionen erreichen jedoch eine 
so erhebliche Größenordnung, daß die Bundesregierung aus 
haushaltsmäßigen Erwägungen gezwungen ist, die ihr für 
Flughafenausbauten zur Verfügung stehenden Bundesmittel 
schwerpunktmäßig auf vier Großflughäfen (abgesehen von Ber- 
lin) einzusetzen. Die finanzielle Förderung der übrigen Ver- 
kehrsflughäfen muß den beteiligten Ländern und Städten über- 
lassen bleiben. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auch Argumente 
der Sicherheit dafür sprechen, sich nicht auf vier Flughäfen al- 
lein zu beschränken? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Ein Zusam- 
menhang zwischen Fragen der Sicherheit im Luftverkehr und 
der Beschränkung der Beteiligung des Bundes auf vier Ver- 
kehrsflughäfen besteht nicht. Alle im Linienverkehr angeflo- 
genen Verkehrsflughäfen in der Bundesrepublik sind mit den 
für einen sicheren Flugbetrieb erforderlichen Funk- und Navi- 
gationsanlagen der Flugsicherung sowie den notwendigen Be- 
feuerungsanlagen ausgerüstet und können daher unter Schlecht- 
wetterbedingungen angeflogen werden. 


3. Wie gedenkt die Bundesregierung den Schwierigkeiten zu be- 
gegnen, die darin liegen, daß die Flugzeugentwicklung noch 
immer ohne hinreichende Berücksichtigung der Voraussetzung 
der Bodenanlagen und der Belastung der Umwelt erfolgt, was 
u. a. dazu führt, daß heute noch keine endgültigen Planungen 
vorgenommen werden können, obwohl voraussichtlich schon 
in zwei Jahren eine neue Generation von Flugzeugen, die Groß- 
transporter, im Fluglinienverkehr eingesetzt werden? 


über die Erfordernisse, die die Großtransporter an die Boden- 
anlagen stellen, sind alle Beteiligten unterrichtet. Bei den 
Start- und Landebahnen der großen Verkehrsflughäfen werden 
sich durch den Einsatz dieser Flugzeuge kaum Änderungen er- 
geben. Anders ist es bei den Abfertigungsanlagen. Bei den im 
Bau bzw. in der Planung begriffenen Abfertigungsanlagen auf 
den deutschen Verkehrsflughäfen wird diesen Erfordernissen 
bereits Rechnung getragen. Auch die Neuplanungen für Ham- 
burg-Kaltenkirchen und für München II werden auf den Ver- 
kehr mit den künftigen Luftfahrzeugmustern ausgerichtet sein. 


Die Bundesregierung ist im übrigen im Hinblick auf die Mög- 
lichkeit einer größeren Belastung der Umwelt durch den Einsatz 
der zukünftigen Großtransporter und Überschallflugzeuge wie- 
derholt im Rahmen der ICAO, zuletzt auf der 5. Air Navigation 
Konferenz im Dezember letzten Jahres, dafür eingetreten, daß 
der Lärm bei Start und Landung dieser Flugzeuge den Lärm 
konventioneller Flugzeuge nicht übersteigen darf. 


Bei den Großtransportern besteht schon jetzt begründete Aus- 
sicht, daß mit Rücksicht auf den derzeitigen Stand der Technik 
der Lärmpegel nicht größer sein wird, als der der konventio- 
nellen Flugzeuge. Zur Verminderung der Belastung der Umwelt 
wird auch der dem Bundestag jetzt vorliegende Initiativent- 
wurf für ein Gesetz zum Schutz vor Fluglärm in der Umgebung 
von Flughäfen dienen, der die Schaffung von Lärmschutzzonen, 
die Herstellung geräuschärmerer Triebwerke und die Lärmmin- 
derung beim Flugbetrieb auf den Flughäfen zum Ziel hat. 
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4. Welche konkreten Schritte gedenkt die Bundesregierung zu un- 
ternehmen, um mit den Partnern des Luftverkehrs alles zu tun, 
daß bei Realisierung der Vorausschätzungen des Verkehrsvolu- 
rnens die Bodenanlagen zeitgerecht dafür bereitstehen und op- 
timale Abfertigungsverfahren gewährleistet sind? 


Die Gesamtheit der deutschen Verkehrsflughäfen hat für den 
Zeitraum bis 1972 mehr als 1,7 Milliarden DM für Investitionen 
veranschlagt. Davon wird der größte Teil für den Bau von Ab- 
fertigungsanlagen verwandt. Ein Teil der Baumaßnahmen wird 
bereits verwirklicht. Die übrigen Vorhaben befinden sich im 
Zustand der Planung, die zum Teil weit fortgeschritten ist. Die 
Flughäfen und ihre finanziellen Träger unternehmen alles, um 
die Bodenanlagen ihres Hafens dem Wachstum des Verkehrs- 
volumens laufend anzupassen. Der Bund hat unmittelbaren Ein- 
fluß nur bei den Flughafengesellschaften, bei denen er Gesell- 
schafter ist. In diesem Zusammenhang wird auf die bereits im 
Bau befindlichen Abfertigungsanlagen in „Köln-Bonn" und 
„Frankfurt" hingewiesen. 

Zu der Frage, welches Abfertigungsverfahren das beste ist, gibt 
es noch keine feststehende Meinung. Entscheidend ist, daß in 
den Abfertigungsgebäuden der notwendige Raum für das dort 
angewandte Abfertigungsverfahren vorhanden ist. Bei den Bau- 
vorhaben der deutschen Flughäfen wird dieser Gesichtspunkt 
berücksichtigt. 


5. Teilt die Bundesregierung die Autfassung, daß nur in einem 
koordinierten Gesamtsystem aus Luftverkehrsgesellschaften, 
Flugsicherung und Flughäfen eine sinnvolle Ausnutzung der 
angebotenen Kapazität möglich ist? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß nur durch eine 
gute Zusammenarbeit eine sinnvolle Ausnutzung der Kapazität 
gewährleistet ist. Dieses Problem tritt bis jetzt jedoch nur an 
einigen Flughäfen mit besonderer Verkehrsdichte in den Spit- 
zenstunden auf. 

Notwendig ist die Zusammenarbeit vor allem bei der zeitlichen 
Abstufung der An- und Abflugzeiten der im Linienverkehr 
eingesetzten Flugzeuge. Diese Entzerrung des Verkehrs ist 
Gegenstand ständiger Abstimmungen zwischen den Luftver- 
kehrsgesellschaften untereinander sowie mit der Bundesanstalt 
für Flugsicherung und den Flughäfen. 


6. Ist nach Ansicht der Bundesregierung sichergestellt, daß entspre- 
chende Landeplätze und Flugsicherungseinrichtungen für die 
„Allgemeine Luftfahrt" vorhanden sind, da stärker noch als der 
internationale Linienflugverkehr der nationale und mit dem Zu- 
sammenschluß der europäischen Staaten der innereuropäische 
Zubringer-, Geschäfts- und Reiseflugverkehr an Bedeutung ge- 
winnt? 

Es gibt in der Bundesrepublik z. Z. 150 Landeplätze für Motor- 
flugzeuge der „Allgemeinen Luftfahrt", Bei der Betrachtung der 
in der Öffentlichkeit verbreiteten Zahlen über das Verkehrs- 
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aufkommen der „Allgemeinen Luftfahrt" darf nicht außer acht 
gelassen werden, daß über 90Vo dieses Aufkommens auf Platz- 
runden im Ausbildungs- und Schulungsbetrieb entfallen. Der 
echte Zubringer-, Geschäfts- und Reiseflugverkehr ist gegen- 
wärtig noch zu gering, um die kostenaufwendige Unterhaltung 
eines Flugsicherungskontrolldienstes sowie die Anbringung 
von Schlechtwetterlandeanlagen zu rechtfertigen. 

Die Entwicklung geht dahin, eine Reihe von Landeplätzen zu 
leistungsfähigen Schwerpunkten auszubauen. Dies ist jedoch 
nicht Aufgabe des Bundes, sondern der Länder oder sonstigen 
Träger dieser Plätze. 


7. Welche Pläne hat die Bundesregierung, um eine Organisation 
„Flugsicherheit“ zentral auszubauen und die gesamten Einrich- 
tungen für Flugsicherungskontrolle, Flugberatungs- und Wetter- 
dienst zusammenzufassen? 


Flugsicherungskontrolle und Flugberatungsdienst sind Aufga- 
ben der Flugsicherung; da ihr auch die erforderlichen Nach- 
richtenanlagen zur Verfügung stehen, übermittelt sie während 
des Fluges die Informationen des Wetterdienstes an die Luft- 
fahrer. 

Insoweit werden zur Zeit schon die zur Gewährleistung der 
Flugsicherheit erforderlichen Dienstleistungen zentral von einer 
Stelle ausgeübt. Die Sammlung und Aufbereitung der für die 
Luftfahrt erforderlichen Wetterinformationen kann wirkungs- 
voll nur von einer zentralen Stelle wahrgenommen werden, 
die, wie der Deutsche Wetterdienst in Offenbach, dem weltwei- 
ten Netz der WORLD METEOROLOGICAL ORGANIZATION 
(WMO) angehört und mit den entsprechenden Zentralen an- 
derer Staaten planmäßig Wetterinformationen austauscht. 

Bei den Überlegungen, den Wetterdienst mit den Diensten der 
Flugsicherung in einer Organisation „Flugsicherheit" zusam- 
menzufassen, darf nicht außer acht gelassen werden, daß der 
Flugwetterdienst nur einen Teil aller Aufgaben des Wetter- 
dienstes ausmacht und insofern Nutznießer der Gesamtorgani- 
sation ist. Eine Herauslösung aus dieser Organisation und Ver- 
einigung mit Diensten der Flugsicherung ist aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung und mit Rücksicht auf die 
internationale Verkettung beider Dienste nicht möglich. 


8. Hält auch die Bundesregierung eine bessere Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Flugsicherung, insbesondere eine weitge- 
hende Integration ziviler und militärischer Flugsicherungssyste- 
me (Eurocontrol/Nadge) für erforderlich? 


Die Bundesregierung hat stets die Auffassung vertreten, daß 
eine wirkungsvolle Flugsicherung nur durch enge Zusammen- 
arbeit aller an dieser Aufgabe Beteiligten zu erreichen ist. Sie 
hat daher sowohl im nationalen wie im internationalen Bereich 
alles dazu Erforderliche veranlaßt. 
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Im nationalen Bereich ist die Grundlage der Integration der 
zivilen und militärischen FS-Dienste bereits im April 1959 durch 
eine Vereinbarung zwischen den Bundesministern für Verkehr 
und der Verteidigung geschaffen worden. In dieser Vereinba- 
rung, die in den Jahren 1962/63 durch einen Schriftwechsel zwi- 
schen dem Inspekteur der Luftwaffe und dem Staatssekretär 
BMV ergänzt worden ist, ist die notwendige Organisation und 
die Durchführung der FS-Aufgaben sowie die Abgrenzung der 
Zuständigkeiten festgelegt worden. Für die Durchführung der 
Flugsicherung in der Bundesrepublik Deutschland ist danach 
die Bundesanstalt für Flugsicherung verantwortlich. Die Bundes- 
wehr beschränkt sich insbesondere auf die Durchführung von 
Flugsicherungsaufgaben an Fliegerhorsten und im Rahmen der 
Luftverteidigung. Diese Organisationsform hat sich bewährt. 
Die Integration des zivilen und militärischen FS-Systems im 
nationalen Bereich hat bereits beachtliche Fortschritte gemacht. 
Auf den Bericht der Bundesregierung vom 25. März 1966, Druck- 
sache V/493, wird insoweit Bezug genommen. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr hat weiter dem Verkehrsausschuß des Bundes- 
tages zum 14. Dezember 1967 über die auf dem Gebiet der Si- 
cherheit in der zivilen Luftfahrt getroffenen Maßnahmen seit 
der Erstellung des Berichts vom 25. März 1966 einen ergänzen- 
den Bericht erstattet. 


Das im Aufbau befindliche FS-System der Organisation EURO- 
CONTROL für den oberen Luftraum ist eng verzahnt mit den 
von den Mitgliedstaaten zu betreibenden FS-Systemen des 
unteren Luftraums. Es wird innerhalb der Mitgliedstaaten der 
Organisation EUROCONTROL angestrebt, die nationalen Ver- 
fahren und anzuwendenden Techniken und die der internatio- 
nalen Verwaltung zu vereinheitlichen. Die aus den zuständigen 
Ministern gebildete Ständige Kommission EUROCONTROL hat 
die Weisung gegeben, die hierzu notwendigen Untersuchungen 
und Maßnahmen durchzuführen. 


Das von der NATO betriebene und weiter aufzubauende Luft- 
verteidigungssystem (NADGE) kann einmal wegen der unter- 
schiedlichen Aufgabenstellung sowie aus Sicherheitsüberlegun- 
gen mit dem von der Organisation EUROCONTROL und den 
nationalen Mitgliedstaaten zu betreibenden FS-System nicht 
zusammengefaßt werden. Das Luftverteidigungssystem ist ein 
System der NATO. Der Organisation EUROCONTROL gehören 
auch Nichtmitgliedstaaten der NATO an. Entscheidend sind 
aber nicht nur Sicherheitsüberlegungen, sondern die Aufgaben- 
stellungen des FS-Systems einerseits und des Luftverteidigungs- 
systems andererseits. 


9. Was ist bisher geschehen, um die Lösung des Lärmproblems im 
Zusammenhang mit dem kommenden Überschall-Luftverkehr 
vorzubereiten? 


5 



Dradtsadie V/2630 


Deutscher Bundestag • — 5. Wahlperiode 


Für die Überschallflugzeuge bestehen Forderungen, daß der 
Lärm bei Start und Landung den Lärm konventioneller Groß- 
flugzeuge insgesamt nicht übersteigen soll. Es werden bei den 
Flugzeug- und Triebwerkherstellern erhebliche Anstrengungen 
gemacht und es besteht die Aussicht, dieses Ziel zu erreichen. 

Hinsichtlich des Überschallknalls ist die Lage allerdings noch 
nicht endgültig geklärt. In den Ländern, in denen an Überschall- 
flugzeugen gearbeitet wird, werden umfangreiche Untersuchun- 
gen durchgeführt, die die Verminderung des Überschallknalls 
und seiner Auswirkungen zum Ziel haben. 

Falls sich die Auswirkung der Knallschleppe nicht durch kon- 
struktive Maßnahmen und Wahl von Flughöhe und Flugverfah- 
ren unter das derzeit bekannte Ausmaß senken läßt, ist die 
Bundesregierung nicht bereit, zivile Überschallflüge über dem 
Bundesgebiet zu gestatten. Dies ist von der Bundesregierung 
schon mehrfach zum Ausdruck gebracht worden. Bevor jedoch 
durch nationale Maßnahmen generelle oder beschränkte Ver- 
bote des Überschallverkehrs ausgesprochen werden, sollten 
nach Auffassung der Bundesregierung mit Rücksicht auf die 
Verflechtung dieses Verkehrs Versuche einer internationalen 
Regelung gemacht werden. Hierfür sind Vorarbeiten in den zu- 
ständigen internationalen Gremien im Gange. 


10. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es die großen Inve- 
stitionen der Zukunft dringend geboten erscheinen lassen, die 
nationalen europäischen Luftverkehrsgesellschaften aus Grün- 
den der Rationalisierung und Kostenersparnis zu einer engen 
Zusammenarbeit zu bringen? 


Auch die Bundesregierung hält im Hinblick auf die großen In- 
vestitionen der Zukunft und aus Gründen der Rationalisierung 
und Kostenersparnis eine möglichst enge Zusammenarbeit der 
europäischen Luftverkehrsgesellschaften für erforderlich. 

Der Zwang zur Kostenersparnis und Rationalisierung hat be- 
reits heute zu einer weitgehenden Zusammenarbeit der euro- 
päischen Flugliniengesellschaften auf technischem und wirt- 
schaftlichem Gebiet geführt. So hat die Deutsche Lufthansa AG 
mit fast allen europäischen Flugliniengesellschaften Poolver- 
träge geschlossen, die vor allem der Vermeidung unwirtschaft- 
licher Überkapazität und einer nachfragegerechten Aufteilung 
des Gesamtangebotes dienen. Die Poolabkommen werden durch 
eine große Anzahl anderer Vereinbarungen vorwiegend tech- 
nischer Art ergänzt. 

Die Bundesregierung begrüßt und fördert darüber hinaus alle 
Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, durch bilaterale oder 
multilaterale Vereinbarungen die bereits bestehende Zusam- 
menarbeit der europäischen Flugliniengesellschaften weiter zu 
verstärken. Dabei muß jedoch im Interesse eines wirtschaftlichen 
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Betriebes ein angemessener Anteil des deutschen Fluglinien- 
unternehmens am Verkehrsaufkommen sichergestellt sein. Die- 
sem Ziel ist deshalb besondere Aufmerksamkeit zu widmen, 
weil einige Nachbarstaaten im Verhältnis zu ihrem eigenstän- 
digen Verkehrsaufkommen überdimensionierte Luftverkehrs- 
gesellschaften unterhalten und sich bisher nicht zu einer Ver- 
ringerung ihres Besitzstandes bereitgefunden haben. 


Leber 
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